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I. Zum Inhalt

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, unseriöse sogenannte Kaffee-
fahrten (Verkaufsveranstaltungen, die in der Regel mit Busfahrten kombiniert
werden) mit einer deutlichen Erweiterung des rechtlichen Instrumentariums zu
bekämpfen.

Unseriöse Kaffeefahrten stellten trotz gesetzgeberischer Maßnahmen und einer
breiten Aufklärung der Verbraucher einen verbraucherpolitischen Missstand
dar, von dem insbesondere ältere Menschen betroffen seien. Schätzungen zu-
folge nähmen pro Jahr 4,5 bis 5 Millionen Deutsche an solchen Verkaufs-
veranstaltungen teil, die gewerberechtlich als sogenannte "Wanderlager"
einzustufen sind. Nach Medienrecherchen betrage der Umsatz der Branche
500 Millionen Euro im Jahr. Dabei werde zum Teil mit aggressiven und irre-
führenden Verkaufsmethoden vorgegangen. Ein besonders gutes Geschäft
werde mit Produkten gemacht, die auf das gesteigerte Interesse an
ausgewogener Ernährung und Gesundheit der Teilnehmer abzielen. Zunehmend
würden auch Finanzdienstleistungen und Pauschalreisen mit erheblichen
Schäden für die Verbraucher vertrieben. Außerdem werde eine Tendenz
beobachtet, den Ort der Verkaufsveranstaltung ins Ausland zu verlagern und
damit die gewerberechtliche Anzeigepflicht zu umgehen.

Folgende Änderungen der Gewerbeordnung sind daher vorgesehen:

- Die Anzeigepflicht wird auf grenzüberschreitende Kaffeefahrten ausge-
weitet. Sie soll auch die Beförderung der Teilnehmer zum Veranstaltungs-
ort erfassen.

- Es werden Vertriebsverbote bezüglich Nahrungsergänzungsmitteln, Medi-
zinprodukten, Finanzdienstleistungen und Pauschalreisen eingeführt.

- Die Bußgeldhöchstbeträge für Verstöße gegen die Anzeigepflicht oder
gegen das Vertriebsverbot werden deutlich angehoben.
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II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Wirtschaftsausschuss und der Ausschuss für
Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfehlen, den Gesetzentwurf nach
Maßgabe von Änderungen beim Deutschen Bundestag einzubringen.

Die Vorschläge des Ausschusses für Agrarpolitik und Verbraucherschutz
gehen dahin, in der Gewerbeordnung klarzustellen, dass die Angabe eines
Postfaches bei der Anzeige der gewerblichen Niederlassung nicht genügt.
Verbraucherinnen und Verbraucher und auch Verbraucherorganisationen
würden in der Praxis Verbraucherrechte nicht ausüben oder Abmahnungen
nicht adressieren können, wenn lediglich eine Postfachanschrift vorliege (Ziffer
1). Die Empfehlung unter Ziffer 2 erweitert die Publizitätspflicht für
Wanderlager. In öffentlichen Ankündigungen sollen nicht nur die Art der
angebotenen Waren und der Veranstaltungsort, sondern auch der Name des
Veranstalters und dessen Wohnung oder gewerbliche Niederlassung angegeben
werden. Durch Änderungen des Postgesetzes sollen die Anbieter von
Postdiensten bußgeldbewehrt verpflichtet werden, die Anmietung eines
Postfaches nur zu gewähren, wenn vorher die Identität des Postfachinhabers
durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises festgestellt wurde. Dies und
die Dokumentationspflicht und ein Auskunftsanspruch von Dritten gegen die
Anbieter von Postfachdiensten sollen die Rechtsdurchsetzung für
Verbraucherinnen und Verbraucher erleichtern. Häufig scheitere bereits die
Zustellung der Klageschrift mangels zustellungsfähiger Anschrift der beklagten
Unternehmen. Diese unterhielten zumeist ein Postfach, ohne dass eine
Rückverfolgung auf eine greifbare Firma oder Person möglich sei (Ziffer 4).

Der Wirtschaftsausschuss regt in Ziffer 3 der Empfehlungen an, eine
Ausnahmeregelung von dem Vertriebsverbot für Pauschalreisen aufzunehmen.
Unter den Voraussetzungen, dass der Veranstalter das Wanderlager
ordnungsgemäß anzeige, eine geschäftsmäßige Beförderung von Personen zum
Ort der Veranstaltung im Zusammenwirken mit dem Veranstalter nicht
stattfinde und im Rahmen der Veranstaltung vom Veranstalter keine Zahlungen
entgegengenommen würden, fehle es an der für unseriöse Kaffeefahrten
typischen Drucksituationen für die Kunden.

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß
Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag
einzubringen.

Nähere Einzelheiten sind aus BR-Drucksache 300/1/15 ersichtlich.


